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Einleitung

In der öffentlichen Diskussion nimmt der Datenschutz sowie der sorgsame Umgang mit Daten einen immer größeren Raum ein. Das AMS, welches in Umsetzung seiner gesetzlichen Aufgaben eine Vielzahl von personenbezogenen Daten verwendet, trifft dabei eine besondere Verantwortung. Bereits in den bisherigen Verträgen des AMS im übertragenen Wirkungsbereich fand sich ein Verweis auf die Einhaltung des Datenschutzgesetzes. Jedoch erst mit der Konkretisierung der datenschutzrechtlichen Anforderungen in Form der Datenschutzvereinbarung entstand eine Vielzahl von Fragen. Dies sowohl bei Mitarbeiter_innen des AMS als auch bei Mitarbeiter_innen von Dienstleistern.

In dem vorliegenden Dokument wurden die aufgeworfenen Fragen und erarbeiteten Antworten zusammengefasst. Damit sollen die getroffenen Regelungen zu dieser komplexen Rechtsmaterie veranschaulicht und die Umsetzung erleichtert werden. 
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1. Vertragspartner der Datenschutzvereinbarung
1.1. Warum gibt es eine eigenständige Datenschutzvereinbarung?

FRAGE

Warum gibt es eine eigenständige Datenschutzvereinbarung. Kann der Datenschutz nicht gleich im Förderungs- bzw. Werkvertrag mitgeregelt werden?

ANTWORT

Förderungs- und Werkvertrag im übertragenen Wirkungsbereich schließt das AMS in Vertretung des Bundes. Zivilrechtlicher Auftrag- bzw. Fördergeber ist der Bund.

Datenschutzrechtlicher Auftraggeber sind gemäß § 4 Z 4 DSG 2000 jene natürlichen oder juristischen Personen, die die Entscheidung getroffen haben, Daten zu verwenden. Da das Arbeitsmarktservice in Umsetzung der im AMSG festgelegten Ziele und Aufgaben, die Entscheidung darüber trifft, ob und welche Daten verwendet werden, liegt die datenschutzrechtliche Auftraggebereigenschaft beim AMS. 

Bedient es sich das AMS eines Dienstleisters und werden zu diesem Zwecke personenbezogenen Daten vom Dienstleister verwendet, so liegt ein datenschutzrechtliches Auftraggeber/Dienstleisterverhältnis vor. Dieses datenschutzrechtliche AG/DL-Verhältnis ist unabhängig von dem zivilrechtlichen AG/DL-Verhältnis. Die Datenschutzvereinbarung mit dem Dienstleister schließt daher nicht der Bund, sondern das AMS ab.
Bei fremdfinanzierten Projekt entsteht ebenfalls ein datenschutzrechtliches Auftraggeber /Dienstleisterverhältnis zwischen dem AMS und Träger. Eine Kooperationsvereinbarung zwischen AMS und Träger unterliegt nicht dem § 42 AMSG (Übertragener Wirkungsbereich). Die Kooperationsvereinbarung schließt das AMS im eigenen Namen ab. Die Bestimmungen der Datenschutzvereinbarung können somit ein Teil der Kooperationsvereinbarung sein.
1.2. Wer im AMS ist Vertragspartner?
Vertragspartner der Datenschutzvereinbarung ist gemäß § 1 Abs. 1 AMSG das Arbeitsmarktservice. Das Arbeitsmarktservice kann sich durch die jeweils für den zugrundeliegenden Werk- oder Förderungsvertrag zuständige Organisationseinheit und dessen Organ (Vorstand, Landesgeschäftsführung, LeiterIn der regionalen Geschäftsstelle) vertreten lassen. Das Organ kann sich wiederum durch eine_einen Mitarbeiter_in vertreten lassen.

1.3. Vertragspartner im Falle einer Bietergemeinschaft

FRAGE

Spricht etwas dagegen, wenn bei Bietergemeinschaften alle Träger der BIEGE eine DSV unterschreiben (oder muss jeder Träger eine gesonderte DSV unterzeichnen)?

ANTWORT

Es sind in der Überschrift der DSV alle Mitglieder der BIEGE aufzuführen. Hat ein federführendes Mitglied die Vollmacht für die anderen rechtsgültige Geschäfte abzuschließen, genügt diese Unterschrift. Wenn nicht, haben alle Mitglieder der BIEGE die DSV rechtsgültig zu unterfertigen. Der Abschluss einer extra DSV mit jedem Mitglied der BIEGE erscheint mit nicht erforderlich bzw. auch nicht zweckmäßig.

2. Datenschutzrechtlicher Auftraggeber und DVR Nummer
2.1. Bekanntgabe der DVR Nr. des AMS an Betroffenen
FRAGE
Wann und wo ist die DVR Nr. des AMS, wann die des Auftragnehmers einzutragen bzw. anzugeben?

ANTWORT:

Werden Daten im Auftrag des AMS im Sinne des § 4 Z 8 des DSG 2000 verwendet, ist die DVR-Nummer des AMS maßgeblich. 

So sollte beispielsweise im Einladungsschreiben der/dem AMS-KundIn über das Briefpapier des AMS die entsprechende(n) DVR-Nummer(n) mitgeteilt werden. Auf Seiten des Dienstleisters erscheint eine durchgängige Nennung der AMS DVR Nr. auf dem Briefpapiers/Geschäftsdokumenten nicht erforderlich. 

Es ist angedacht, dass für die an Einrichtungen übertragenen Tätigkeiten eine eigene Meldung bei der Datenschutzkommission vorgenommen wird. Der gesetzlich vorgegebene Zweck der Datenanwendung liegt in der Umsetzung von §§ 29, 30, 32 Abs. 1 und 2 AMSG.
2.2. Mehrere Fördergeber_innen
FRAGE

Projekte, die mehrere Fördergeber haben, sind gefordert, Daten auch für andere Fördergeber zu speichern bzw. Daten an diese Fördergeber zu übermitteln. 

ANTWORT

Die Datenschutzvereinbarung Version 1/2013 trägt diesem Umstand Rechnung und lässt eine in diesem Fall erforderliche Übermittlung von Daten (innerhalb des Dienstleisters) zu, wenn es für die Datenverwendung durch andere Fördergeber eine gesetzliche Grundlage gibt und der Dienstleister den Betroffenen nachweislich über die Datenübermittlung informiert. Gibt es keine gesetzliche Grundlage, ist für die Übermittlung der Daten die Einholung einer Zustimmungserklärung von dem Betroffenen nötig. 

2.3. Von Träger selbst eingeholte DVR-Nummer

FRAGE

Mit dieser Problematik verknüpft ist die Verwendung einer von der BBE selbst eingeholten DVR-Nummer, um für die Verwendung von Daten, die aufgrund von verschiedenen Aufträgen gespeichert werden, datenschutzrechtlich abgesichert zu sein. 

ANTWORT

Werden Datenanwendungen vorgenommen, um Aufträge des AMS abzuwickeln, so fallen diese in den Verantwortungsbereich des AMS und somit unter eine AMS DVR-Nummer. Diese DVR Nummer wird vom AMS den Kund_innen, beispielsweise im Einladungsschreiben bekanntgegeben und ist von der LGS den Dienstleistern bekannt zu geben. 

Gemäß Punkt III der Datenschutzvereinbarung Version 01/2013 können Daten für Aufträge anderer Auftraggeber (weiter-)verwendet werden, wenn dafür eine gesetzliche Grundlage besteht. Besteht keine gesetzliche Grundlage, bedarf die Verwendung der Daten der Zustimmung des Betroffenen unter Verwendung des der Datenschutzvereinbarung angeschlossenen Formulars. Nach Übermittlung ist die DVR Nummer des neuen Auftraggebers zu verwenden. 
Werden Daten rein für eigene Zwecke des Trägers und nicht im Auftrag anderer verwenden, ist die DVR Nummer des Trägers maßgeblich.

3. Verweigerung der Datenschutzvereinbarung
3.1. Dienstleister unterfertigt DSV nicht
FRAGE

Was passiert, wenn ein Soziales Unternehmen oder ein Bildungsträger die DSV nicht unterschreibt?

ANTWORT
Gemäß Punkt 6.12 Datenschutz der Vorstandsrichtlinie ALL sind Unternehmen, die gemäß § 32 AMSG vertraglich mit der Erbringung arbeitsmarktpolitischer Dienstleistungen betraut werden, die datenschutzrechtlichen Verpflichtungen mittels des im Anhang der Richtlinie befindlichen Datenschutzvereinbarung zu überbinden. 

Wird die Datenschutzvereinbarung nicht unterzeichnet, kann richtlinienkonform kein Vertrag zustande kommen. 

Zur Vermeidung einer zivilrechtlichen Bindung beim Leistungsvertrag ohne unterfertigte Datenschutzvereinbarung sind in den Förderungs- bzw. Werkvertrag sinngemäß folgenden Absatz aufzunehmen. 


„Der vorliegende Werk- bzw. Förderungsvertrag wird nur unter der aufschiebenden Bedingung geschlossen, dass die zugehörige Datenschutzvereinbarung rechtsgültig unterfertigt wurde bzw. wird.“

4. Geltungsdauer der Datenschutzvereinbarung
4.1. Können Datenschutzvereinbarungen auf unbefristete Zeit geschlossen werden?

Datenschutzvereinbarungen können für einen bestimmten Maßnahmentyp, bei dem sich die Datenarten von Projekt zu Projekt nicht ändern, auf unbestimmte Zeit geschlossen werden (siehe DSV Maßnahmentyp). 

5. Datenarten
5.1. Welche Datenarten darf das AMS ohne Zustimmungserklärung verwenden

ANTWORT:

Das AMS hat im § 25 AMSG eine sondergesetzliche Ermächtigung zur Datenverwendung, sofern diese zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung sind. 

Die gesetzlichen Aufgaben des Supportprozesses AMF sind insbesondere in § 29 iVm § 32 bis 38 AMSG definiert. Zur Umsetzung dieser Aufgaben kommen die Verarbeitung von im § 25 Abs. 1 AMSG bestimmten Datenarten in Frage. 
Vom Begriff des Verarbeitens (§ 2 Z 9 DSG) ist auch das Überlassen von Daten an die Dienstleister §2 Z 11 DSG) umfasst. Das Überlassen von Daten an Dienstleister des AMS ist daher ebenfalls im Ausmaß des § 25 Abs. 1 AMSG inkl. von Gesundheitsdaten des § 25 Abs. 1 Z 4 lit a AMSG möglich. 
Von der Verarbeitung zu unterscheiden ist die Übermittlung von Daten. Die Übermittlung an für AMF relevante Empfänger ist insbesondere im § 25 Abs. 2, 7 und 8 AMSG geregelt. Die Übermittlung von Gesundheitsdaten wird darin eingeschränkt.
Sollte die Umsetzung einer gesetzlichen Aufgabe des AMS nicht möglich sein, weil die im § 25 Abs. 1 AMSG festgelegten Daten nicht ausreichen (z.B. beim UGP oder FBB) kann auf die Regelungen des Datenschutzgesetzes Bezug genommen werden. Gemäß DSG § 7 Abs. 1 dürfen Daten nur verarbeitet werden, soweit Zweck und Inhalt der Datenanwendung von den gesetzlichen Zuständigkeiten oder rechtlichen Befugnissen des jeweiligen Auftraggebers gedeckt sind und die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen nicht verletzen. Schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen sind bei nicht-sensiblen Daten dann nicht verletzt, wenn beispielsweise gemäß § 8 Abs. 3 Z 1 DSG die Verwendung der Daten eine wesentliche Voraussetzung für die Wahrnehmung der dem AMS gesetzlich übertragenen Aufgaben ist. 
5.2. Datenarten gemäß Punkt I der Datenschutzvereinbarung 
FRAGE

Hat oder kann der Träger die im Pkt. I der Datenschutzvereinbarung angeführten Daten zu erfassen?

ANTWORT
Die Verarbeitung von Datenarten gemäß Pkt. I der Datenschutzvereinbarung ist nur insofern zulässig, als sie zur Erfüllung der dem Träger vertraglich überbundenen Aufgaben im Einzelfall eine wesentliche Voraussetzung sind. Es ist das gelindeste notwendige Ausmaß im Einzelfall festzulegen. Das Erheben von Daten für rein statistische Zwecke ohne Bezug zur Leistungserbringung ist nicht zulässig.
6. Überlassung von Daten
6.1. Überlassung von Daten vom AMS an Dienstleister
FRAGE

Welche Daten überlässt das AMS (als Auftraggeber) dem Träger (als Dienstleister)?

ANTWORT

Der Umfang der vom AMS dem Dienstleister überlassenen Daten kann von Auftrag zu Auftrag variieren. IdR werden zumindest Name und Sozialversicherungsnummer überlassen.

6.2. Welche Daten hat der Träger dem AMS zu überlassen

FRAGE

In welchen Fällen behält sich das AMS vor, alle Daten einzufordern? Wer im AMS erhält die Daten. Hat das AMS auch die Pflicht, die Daten binnen z.B. 24 Monaten zu löschen?

ANTWORT

In den Förderungs- bzw. Werkverträgen ist das Berichtswesen (Inhalt und Adressaten) geregelt. Der Umfang der Berichte kann variieren. IdR handelt es sich um die über die eServices zu meldeten Daten. 

Davon unbeschadet ist jedoch die rechtliche Tatsache, dass im Falle eines Dienstleisterverhältnisses der Träger anstelle des AMS tätig wird (sozusagen als verlängerter Arm). Der Träger agiert als Ermittlungsdienstleister für das AMS. Die vom Träger ermittelten Daten sind aus rechtlicher Sicht Daten des AMS und diesem auf Verlangen zu überlassen. Eine Ausnahme von der rechtlich determinierten Überlassungsverpflichtung des Trägers gegenüber dem AMS liegt nur dann vor, wenn eine absolute gesetzliche Verschwiegenheitsverpflichtung gegeben ist (z.B. Psychotherapiegesetz, Psychologengesetz). 

Auch für das Arbeitsmarktservice gelten das Datenschutzgesetz und die daraus abzuleitenden Löschungsverpflichtungen, die je nach Datenanwendung variieren können.

6.3. Fachlichkeit/Vertraulichkeit 

FRAGE

Die Dienstleister weisen darauf hin, dass Beratung und Betreuung nur funktioniert, wenn es eine fachliche Vorgangsweise gibt, die Vertraulichkeit beinhaltet. Durch die Information, dass alle Gesprächspunkte, die das Soziale Unternehmen speichert, dem AMS übermittelt werden müssen, sehen die Dachverbände die Vertraulichkeit gefährdet, welche die Basis einer optimalen und zielführenden Betreuungs- und Begleitungsarbeit bildet.

ANTWORT

Zielsetzung der Datenschutzvereinbarung des AMS mit seinen Dienstleistern ist es, das verfassungsrechtliche Grundrecht auf Datenschutz der Betroffenen zu gewährleisten, die Grundsätze des DSG umzusetzen und somit insbesondere die Verwendung von Daten auf das für den Zweck der Datenanwendung wesentliche zu reduzieren. 

Es ist nicht Aufgabe der Datenschutzvereinbarung die Verwendung von Daten über das gesetzlich geboten auszuweiten.

Auch von Seiten des AMS wird Vertraulichkeit im Beratungs- und Betreuungsprozess als für den Erfolg maßgeblich gesehen. So sind Mitarbeiter_innen des AMS im Rahmen ihres Beschäftigungsverhältnisses als auch die Mitarbeiter_innen der Dienstleister sowie die Subdienstleister durch Punkt VI und VII der Datenschutzvereinbarung zur Wahrung des Datengeheimnisses verpflichtet. Absolute gesetzliche Verschwiegenheitsverpflichtungen der Dienstleister sind vom AMS zu beachten. 

Es ist im Interesse des AMS, dass was dem Wohl der Betroffenen und einer hohen Qualität der Dienstleistungserbringung dient, im Rahmen des rechtlich gedeckten nachgekommen wird.
6.4. Umfang der ans AMS weiterzugebenden Daten

FRAGE

Durch den „Beratungsvertrag“ den Klient_innen mit einem Sozialen Unternehmen eingehen, gehen umfassende Verschwiegenheitsverpflichtungen seitens des Sozialen Unternehmens einher. Wenn diese nunmehr an System-Partner wie das AMS weitergegeben werden, dann würde es wohl zu einer massiven Verletzung dieser übernommenen Geheimhaltungsverpflichtungen kommen. Wir halten es daher ganz allgemein für nicht zulässig, Daten, die das AMS nicht selbst von den Betroffenen bekommen könnte, über ein Soziales Unternehmen einzuholen. 

Wenn überhaupt, dann dürften also nur die wirklichen, dem AMS gegenüber von den Betroffenen einzuholenden Daten allenfalls weitergegeben werden, wobei auch dort eine Grenze mit den einschlägigen berufsrechtlichen Bestimmungen zu ziehen ist.

ANTWORT

Das AMS teilt diese Rechtsansicht nicht. Wurden Soziale Unternehmen die Erbringung von Aufgaben des AMS übertragen (§ 32/2 AMSG oder § 34 iVm § 32/2 AMSG) so agieren sie anstelle des AMS, sie sind auch datenschutzrechtlich als Dienstleister des AMS zu verstehen (siehe auch: DSK, K121.102/0012-DSK/2006 vom 9.8. 2006). 

Das AMS ist Auftraggeber jener Daten, die der Träger zur Erfüllung der Zwecke des AMS in dessen Auftrag verwendet. 

Daten, die zum Zwecke 
· der Beseitigung von Vermittlungshemmnissen und 

· der Reintegration der befristet Beschäftigten in den regulären Arbeitsmarkt sowie 
· der Verbesserung der Reintegrationschancen der Transitarbeitskräfte durch gezielte Qualifizierung 

verwendet werden, werden zur Erfüllung der Aufgaben des AMS verwendet. Für diese Daten ist das AMS der datenschutzrechtliche Auftraggeber. Bzgl. des Umgangs mit diesen Daten siehe Punkt „Vertraulichkeit/Fachlichkeit“.

Davon abweichend sind bei SÖB/GBP beispielsweise Lohnkonten zu betrachten. Der Träger hat aufgrund gesetzlicher Vorgaben (z.B. EStG) Lohnkonten in einer bestimmten Form anzulegen und aufzubewahren. In diesem Fall ist der Träger des SÖB für das Lohnkonto datenschutzrechtlicher Auftraggeber und nicht das AMS. Die Vorlage des Lohnkontos gegenüber dem AMS dient nur der Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung der Förderungsmittel und wird zu diesem Zwecke dem AMS übermittelt.

6.5. Einhaltung von gesetzlichen Verschwiegenheitsverpflichtungen

Verschwiegenheitsverpflichtung: § 15 Psychotherapiegesetz, § 14 Psychologengesetz

Absolute gesetzliche Verschwiegenheitsverpflichtungen sind – sofern im jeweiligen Kontext zutreffend – vom AMS zu respektieren.

Ethische Standards und Berufspflichten für Sozialarbeiter_innen
Der Bestimmung des Punkt 6 der „Ethische Standards – Berufspflichten für Sozialarbeiter_innen, Generalversammlungsbeschluss der OBDS, 17.10.2004 in Salzburg“, nämlich:

‚Sozialarbeiter_innen achten die Privatsphäre der Klient_innen. Sie erheben und dokumentieren nur jene Informationen, die für die Hilfeleistung notwendig sind.
deckt sich mit den Vorgaben des AMS als datenschutzrechtlichen Auftraggeber.

Punkt 7 führt aus, dass ‚für alle Sachverhalte, die im Rahmen der Leistungen der professionellen Sozialarbeit bekannt werden, grundsätzlich Verschwiegenheitspflicht gilt. Ein Austausch der

Informationen mit beteiligten Institutionen im privaten oder öffentlichen Bereich oder mit

am Hilfeprozess beteiligten Personen ist nur erlaubt mit Zustimmung des_der Klient_in,

wenn es die Hilfeleistung erfordert (und der/die Klient_in durch das Ersuchen um Hilfe

dem Informationsaustausch indirekt zustimmt), oder wenn es die gesetzlichen

Regelungen vorsehen. ‘
Das AMSG iVm dem DSG sieht im Falle eines datenschutzrechtlichem Auftraggeber/Dienstleisterverhältnisses solche, im letzten Satzteil von Punkt 7 geforderten gesetzlichen Regelungen vor. 

§ 7 Jugendwohlfahrtsgesetz 

Nachfolgend wird beispielsweise § 9. Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz zitiert: 

Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, sind die in der Jugendwohlfahrt tätigen Personen zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet. Unter die Verschwiegenheitspflicht fallen alle personenbezogenen Umstände, welche die betreuten Personen, deren Familien oder Dritte betreffen.

Die Verschwiegenheitsverpflichtung des Jugendwohlfahrtsgesetzes wird nach Ansicht des AMS durch die im ersten Satz des § 9 Jugendwohlfahrtgesetz geforderte gesetzlichen Bestimmungen des AMSG iVm dem DSG aufgehoben, insofern die Daten eine wesentliche Grundlage für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des AMS darstellen. 
Bewährungshilfegesetz

Der BGS des AMS sind keine Verträge bekannt, bei denen das AMS Tätigkeiten der Bewährungshilfe in Anspruch nimmt.

Zeugnisentschlagungsrecht

In der Privatwirtschaftsverwaltung besteht keine gesetzlich normierte Anzeigepflicht. Die in der RL ALL normierte Anzeigepflicht bezieht sich auf jene Fälle, in denen das AMS geschädigt wurde bzw. wird.
6.6. Sicherheit der Übertragung per eAMS

FRAGE

Ist ein auf Klient_innen bezogener Bericht, der über das eAMS versendet wird, datenschutzrechtlich gedeckt?

ANTWORT

Die Datenweitergabe per eAMS erfolgt über eine sichere Verbindung (https) und entspricht den Anforderungen des DSG 2000. Ein unverschlüsseltes Versenden von insb. sensiblen personenbezogenen Daten per E-Mail erfüllt die datenschutzrechtlichen Anforderungen nicht.

7. Zustimmungserklärung 

7.1. Zustimmungserklärung von AMS-Kund_innen
FRAGE

Ist durch die Dienstleister eine Zustimmungserklärung von den Kund_innen des AMS einzuholen?

ANTWORT

Im Auftrag des AMS ist keine datenschutzrechtliche Zustimmungserklärung einzuholen. Die Tätigkeit des Trägers im Auftrag des AMS als (datenschutzrechtlicher) Dienstleister beruht auf der gesetzlichen Ermächtigung des AMS (insb. §§ 25, 29, 32, 33 AMSG, § 6 Abs. 1 AMFG). Es ist keine Zustimmungserklärung der Betroffenen zur Datenverwendung erforderlich.

Eine Verwendung von Daten, die über diese gesetzliche Ermächtigung hinausgeht, hat im Auftrag des AMS nicht zu erfolgen.

Die Datenschutzvereinbarung sieht nur in jenen Fällen eine Zustimmungserklärung vor, in denen der Träger eine Verwendung der im Auftrag des AMS ermittelten Daten für eigene Zwecke wünscht und für diese Verwendung auch keine anderwärtige gesetzliche Ermächtigung vorliegt. Es ist die Textierung des der Datenschutzvereinbarung beiliegendem Musters zu verwenden. Es ist zu beachten, dass die Zustimmungserklärung des Betroffenen nicht gegenüber dem AMS, sondern gegenüber dem Träger erfolgt.  
7.2. Veränderung der Zustimmungserklärung durch Träger

FRAGE

Darf eine eigene Zustimmungserklärung vom Träger erstellt werden?

ANTWORT

Sofern Daten - die im Auftrag des AMS verwendet wurden - betroffen sind, darf inhaltlich (abgesehen von den erforderlichen Eintragungen durch den Träger) keine abweichende Zustimmungserklärung vom Träger erstellt werden. 

8. Verpflichtungserklärung der Mitarbeiter_innen
8.1. Haben Transitarbeitskräfte ebenfalls die Verpflichtungserklärung zu unterfertigen.

ANTWORT

Die Datenschutzvereinbarung sieht vor, dass die Mitarbeiter_innen des Dienstleisters eine datenschutzrechtliche Verpflichtungserklärung unterfertigen. Ein entsprechendes Muster liegt der Datenschutzvereinbarung bei. 

Im Falle der SÖB/GBP ist eine Unterfertigung der Verpflichtungserklärung nur bei den Schlüsselkräften sehen, da diese die im Auftrag des AMS erforderliche Dienstleistung erbringen.

Die Entscheidung, ob die TAK eine vergleichbare Verpflichtungserklärung unterfertigen müssen, liegt bei den Trägern. Die Verwendung von personenbezogenen Daten der Kund_innen von SÖB/GBP liegt in der Verantwortung der Träger. Hier sind die Träger selbst datenschutzrechtliche Auftraggeber und nicht das AMS.

9. Subdienstleister
9.1. Datenschutzvereinbarung mit Subdienstleistern
FRAGE

Gehen wir recht in der Annahme, dass auch jeder Subunternehmer, der mit TN arbeitet, eine eigene Datenschutzvereinbarung unterzeichnen muss bevor wir einen Vertrag abschließen können?

ANTWORT
Gemäß Pkt. VIII der Datenschutzvereinbarung muss der Dienstleister dafür Sorge tragen, dass die datenschutzrechtlichen Subdienstleister (also jene, die zur Erfüllung des Vertrages personenbezogene Daten verwenden und die nicht einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen) die für ihre jeweilige Aufgabe erforderlichen datenschutzrechtliche Verpflichtungen schriftlich überbunden werden. Diese Vereinbarung ist - auf Aufforderung - dem AMS zur Verfügung zu stellen.

D.h. der Dienstleister muss mit den Subdienstleistern eine Datenschutzvereinbarung schließen, das AMS kann kontrollieren, dass er es auch gemacht hat.

9.2. Subdienstleister im Ausland

FRAGE

Das Mutterunternehmen „XY Bayern“ hat Bestrebungen uns als Tochterunternehmen in die XY-cloud zu integrieren. Die Daten des Verwaltungsnetzes würden dann auf einem Server in München liegen. 

Im Datenschutzvertrag heißt es unter Paragraph IX [neu VIII]„Der Dienstleister darf ohne vorherige Genehmigung des Auftraggebers keine Daten in das Ausland übermitteln oder überlassen  (§§12 und 13 DSG 2000).“ 

ANWORT
XY Bayern als Betreiber der Datenbank wäre wohl datenschutzrechtlich gegenüber dem AMS ein Subdienstleister des Dienstleisters  XY-Österreich. 

Die Datenweitergabe von XY-Österreich an XY Bayern wäre somit eine Überlassung. In der Zweit-Version der Datenschutzvereinbarung (siehe RIDOK unter ALL) ist Paragraph IX [Version 1/2013 Paragraph VIII] bereits etwas abgemildert: 

"Sofern es für die Erfüllung des Vertrages erforderlich ist, ist der Dienstleister berechtigt, Daten an weitere Dienstleister ("Sub-DL") im EWR-Raum zu überlassen. ..." . 

Demnach ist ein  Serverstandort München zulässig. Verbunden mit Paragraph IX [Version 1/2013 Paragraph VIII] der DSV ist Paragraph VIII [Version 1/2013 Paragraph VII]: "Der Dienstleister darf weitere Dienstleister ("Sub-DL") ... nur mit Billigung … heranziehen ... Billigung gilt als ausgesprochen, wenn der DL die Einhaltung der Bestimmungen dieser DSV durch den weiteren DL und dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zuvor mit diesem schriftlich vereinbart hat. ...." 

XY-Österreich muss eine Datenschutzvereinbarung mit XY-Bayern abschließen. Diese kann sich das AMS vorlegen lassen. Sollte es weitere Subdienstleister geben, beispielsweise der EDV-Dienstleister der XY-Bayern wäre eine solche Vereinbarung (jeweils eingeschränkt auf die vom Subsubdienstleister zu erbringenden Dienstleistungen) auch zwischen dem XY-Bayern und dem EDV-Dienstleister abzuschließen. 
10. Nachweise
10.1. Datenschutzrechtliche Gestaltung von Stundenaufzeichnungen
FRAGE

Ein Dienstleister will für den Nachweis der erbrachten Stunden „Unterstützendes Personal“ eine Sammelliste führen, auf der die Teilnehmer_innen mit ihrer Unterschrift die gehaltenen Stunden bestätigen. 

Zu diesem Zweck will der Dienstleister von den Teilnehmer_innen zu Maßnahmenbeginn ein schriftliches Einverständnis einholen. Dazu hat er ein Formular entworfen, welches den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes entsprechen soll.
ANTWORT
Der Nachweis der erbrachten Stunden ist im Auftrag des AMS zur Überprüfung der Abrechnung zu erstellen und wird daher dem AMS als datenschutzrechtlicher Auftraggeber zuzurechnen sein. Werden diese Aufzeichnungen auch durch den Dienstleister zur Erfüllung seiner arbeitszeitrechtlichen Verpflichtungen verwendet, liegt eine doppelte datenschutzrechtliche Auftraggebereigenschaft vor.

Jedoch unabhängig von der Auftraggebereigenschaft ist das Führen einer Sammelliste, bei der die Teilnehmer_innen auch die Termine der anderen Teilnehmer_innen einsehen können, datenschutzrechtlich aus nachfolgenden Gründen bedenklich: Die Einsicht von Teilnehmer_innen in die Termine von anderen Teilnehmer_innen stellt datenschutzrechtlich eine Übermittlung von Daten dar. Gemäß § 7 Abs. 2 DSG dürfen Daten nur übermittelt werden, wenn

1. sie aus eine zulässigen Datenanwendung stammen und

2. der Empfänger der Daten dem Übermittelnden seine ausreichende gesetzliche Zuständigkeit oder rechtliche Befugnis in Hinblick auf den Übermittlungszweck glaubhaft gemacht hat

3. durch die Übermittlung die Geheimhaltungsinteressen des Betroffenen nicht verletzt werden.

Diese Bestimmungen haben kumulativ vorzuliegen. Selbst wenn durch eine Zustimmungserklärung des Betroffenen die Übermittlung der Geheimhaltungsinteressen nicht mehr verletzt wären, haben die  anderen Teilnehmer_innen keine erkennbare rechtliche Befugnis diese Daten zu sehen. 

Von Seiten des AMS sind daher die Unterschriften auf getrennten Formularen je Teilnehmer_in zu fordern. Eine Zustimmungserklärung von den Betroffenen ist nicht einzuholen. 
11. Datenübermittlung an Dritte
11.1. Übermittlung an andere Einrichtungen

FRAGE

Im Rahmen einer übertragenen BM möchte der Dienstleister XY auch Termine für die AMS-Kund_innen bei anderen Institutionen (z.B. Geschützte Werkstätte, o.ä.), mit denen das AMS auch eine Geschäftsbeziehung unterhält, vereinbaren. Die anderen Institutionen sind keine Subdienstleister des Dienstleisters. Der Dienstleister vereinbart für die Betroffenen nur einen Termin. Es gibt darüber hinaus keinen weiteren Datenaustausch. 

Darf der Dienstleister in diesem Zusammenhang Daten dieser Kund_innen (z.B. Namen, SVNummer, Telefonnummer, o.ä.) an die 2. Bildungseinrichtung übermitteln?

ANTWORT

In der dem Dienstleister verbundenen Datenschutzvereinbarung ist unter Pkt. II geregelt, dass der Dienstleister die vom AMS überlassenen sowie die von ihm selbst ermittelten Daten ausschließlich im Rahmen der Erfüllung des Vertrages bzw. der damit zusammenhängenden Aufträge des Auftraggebers verwenden wird. Die Formulierung "verwenden" beinhaltet sowohl die Verarbeitung (inkl. Überlassung) als auch die Übermittlung von Daten. 

Im Rahmen des vom AMS definierten Auftrages und der Regeln der Datenschutzvereinbarung kann die Tätigkeit des Dienstleisters auf Basis der gesetzlichen Ermächtigungen und den gesetzlichen Aufgaben des AMS aufbauen (Damit verbunden ist aber auch, dass die Haftung für eine nicht gesetzeskonforme Verwendung der Daten durch den Dienstleister das AMS trifft). 

Variante 1: Handelt es sich bei der anderen Institution um einen weiteren Dienstleister des AMS und ist das AMS ermächtigt diesem Dienstleister eine Person "zuzubuchen", ist dies auch dem vom AMS damit beauftragten Dienstleister XY erlaubt. In diesem Fall würde es sich nicht um eine Übermittlung, sondern um eine Überlassung von Daten handeln. Dies würde sowohl bei selbst-, ko- oder fremdfinanzierten Projekten mit Kooperationsvereinbarung vorliegen.  Die datenschutzrechtliche Auftraggebereigenschaft ist nämlich unabhängig von der Finanzierung

Variante 2: Anders wäre der Fall zu betrachten, wenn kein entsprechendes Dienstleisterverhältnis zur anderen Institution vorliegt, d.h. es keine Einrichtung wäre, der gemäß § 32/2 AMSG Aufgaben des AMS übertragen werden. In diesem Fall läge eine Übermittlung von Daten vor. Die sondergesetzliche Ermächtigung des AMSG im § 25 Abs. 2 erlaubt eine Übermittlung von Daten an Behörden, Gerichte, Träger der Sozialversicherung und der Statistik Austria, soweit die entsprechenden Daten für die Vollziehung der jeweiligen gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. Da dies im konkreten Fall nicht argumentiert werden kann, hilft § 7 Abs. 2 DSG 2000 weiter:

§ 7 (2) Daten dürfen nur übermittelt werden, wenn

1.
sie aus einer gemäß Abs. 1 zulässigen Datenanwendung stammen  

[Dies liegt vor, da die Daten aufgrund einer gesetzlichen Aufgabe des AMS verwendet werden] und

2.
der Empfänger dem Übermittelnden seine ausreichende gesetzliche Zuständigkeit oder rechtliche Befugnis - soweit diese nicht außer Zweifel steht - im Hinblick auf den Übermittlungszweck glaubhaft gemacht hat 
[Wenn das AMS mit dieser Institutionen ebenfalls Geschäftsbeziehungen unterhält, ist das ein Indiz, dass die rechtliche Befugnis vorliegen könnte, aber natürlich keine Garantie – Der Übermittlungszweck wäre wohl Teilnahme des_der Betroffenen an einer Ausbildungs-/Beschäftigungsmaßnahme] und
3.

durch Zweck und Inhalt der Übermittlung die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen des Betroffenen nicht verletzt werden. 

[Bei den angeführten Daten handelt es sich um nicht sensible Daten; beim vorliegenden Übermittlungszweck der Organisation einer weiterführenden Bildungs-/Beschäftigungseinrichtung könnte mit  § 8 Abs. 1 Z 4 iVm Abs. 3 Z 1 DSG 2000 argumentiert werden.]

§ 7 (3) Die Zulässigkeit einer Datenverwendung setzt voraus, dass die dadurch verursachten Eingriffe in das Grundrecht auf Datenschutz nur im erforderlichen Ausmaß und mit den gelindesten zur Verfügung stehenden Mitteln erfolgen und dass die Grundsätze des § 6 eingehalten werden.

Eine Übermittlung von Namen, SV-Nummer, Telefonnummer ohne der Einholung einer Zustimmungserklärung des_der Betroffenen sollte möglich sein, sofern der Dienstleister XY diese Übermittlung zur Erfüllung seiner vom AMS übertragenen Aufgabe durchführen muss und sich der Dienstleister, wenn die rechtliche Befugnis des Übermittlungsempfängers Hinblick auf den Übermittlungszweck bezweifelt wird, diese – ev. mit Unterstützung des AMS - überprüft hat.

Nochmals festzuhalten wäre, dass das AMS die Haftung für die gesetzeskonforme Verwendung der AMS-Daten durch den Dienstleister trägt.

11.2. Übermittlung an andere Behörden

FRAGE

Bei Jugendlichenmaßnahmen: Oft muss Kontakt mit Jugendwohlfahrt aufgenommen werden, dazu müssen Daten übermittelt werden. Ist das gedeckt oder muss da eine eigene Überlassungsvereinbarung geschlossen werden?

ANTWORT
In diesem Fall handelt es sich nicht um eine Überlassung, sondern um eine Datenübermittlung. § 25 Abs. 2 AMSG ermächtigt das AMS zur Übermittlung von Daten an andere Behörden, soweit die entsprechenden Daten für die Vollziehung der jeweiligen gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. Die jeweilige gesetzliche Grundlage der empfangenden Behörde ist zu erfragen. 

Hinzu kommt, dass manche BBE Zielgruppen mittel- bis langfristig betreuen (z.B im Drogenbereich). Die Beobachtung der mittel- bis langfristigen Entwicklung dieser Klient_innen wird durch die geforderte Löschung der vorliegenden Daten nach 24 Monaten zumindest erheblich erschwert. 

ANTWORT

Auch in diesem Fall gibt es eine gewisse Lockerung in der Zweitversion der Datenschutzvereinbarung. Sollte der Träger nach Beendigung der AMS-Betreuung eine andere gesetzliche Grundlage (z.B. wenn er auch im Auftrag des Landes agiert und dieses eine gesetzliche Grundlage hat)  für die Weiterverwendung der im Auftrag des AMS ermittelten Daten haben, kann er sie auf Basis dieser gesetzlichen Grundlage und entsprechender Information des Betroffenen weiterverwenden. Gibt es eine solche gesetzliche Ermächtigung nicht, kann eine Zustimmungserklärung des Betroffenen (siehe verpflichtend zu verwendendes Muster im Anhang der Datenschutzvereinbarung) eingeholt werden.
11.3. Übermittlung von Lebensläufen an Dritte

FRAGE

Laut Datenschutzvertrag (nunmehr: Datenschutzvereinbarung) müssen alle personenbezogene Daten innerhalb 2 Jahren vernichtet werden. Das gilt laut Auskunft des AMS auch für die schriftliche Ermächtigung von Kund_innen, ihre Lebensläufe an Dritte z.B. Firmen zu übermitteln. Da Kund_innen gem. DSG § 34 (1) innerhalb von 3 Jahren eine DSG-widrige Verwendung beeinspruchen können, ist es nicht sinnvoll, nach 2 Jahren diese Unterlagen zu vernichten.

ANTWORT
Das Muster der Datenschutzvereinbarung sieht eine maximale Aufbewahrungsdauer von 24 Monaten für personenbezogene Daten, die im Zusammenhang mit der Hauptleistung vom AMS überlassen oder vom Träger ermittelt wurden vor. Die jeweils vertragsverantwortliche Stelle im AMS hat diese Frist innerhalb des vorgegebenen Rahmens sachlich festzulegen.

Personenbezogene Daten, die zur Abrechnung bzw. zur Überprüfung der Durchführung der Leistung dienen, sind 7 Jahre (Werkvertrag) bzw. 10 Jahre (Förderungsvertrag) bzw. gemäß den spezifischen ESF-Vorschriften aufzubewahren. Eine Ausnahme davon bildet das BBE-Journal, für welches die Frist der personenbezogenen Hauptleistungsdaten gelten (max. 24 Monate).

Im Falle der Übermittlung von Lebensläufen von beim AMS vorgemerkter Kund_innen bedarf es keiner Zustimmungserklärung der Betroffenen. Gemäß § 6 Abs. 3 AMFG gilt die Vormerkung einer arbeitssuchenden Person als Zustimmung zur Weitergabe der Daten an Arbeitgeber
. 
Eine Übermittlung von Daten an Arbeitgeber durch die Träger hat nur dann zu erfolgen, wenn der Träger einen diesbezüglichen Auftrag des AMS dafür hat. 

Die Übermittlung von Lebensläufen an Arbeitgeber von beim AMS nicht vorgemerkten Kund_innen hat durch den Träger nicht zu erfolgen, sondern direkt durch den Betroffenen.

Da keine Zustimmungserklärung einzuholen ist, ist auch keine Zustimmungserklärung aufzubewahren. 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass die Auskunftspflicht gegenüber dem Betroffenen den Auftraggeber AMS trifft. Wird ein Auskunftsbegehren an einen Dienstleister gerichtet und lässt dieses erkennen, dass der Auskunftswerber ihn irrtümlich für den Auftraggeber der von ihm betriebenen Datenanwendung hält, hat der Dienstleister das Auskunftsbegehren unverzüglich an den Auftraggeber weiterzuleiten und dem Auskunftswerber mitzuteilen, dass in seinem Auftrag keine Daten verwendet werden (§ 26 Abs. 10 DSG).  

11.4. Übermittlung zur Nutzung für eigene Zwecke
FRAGE

Ist für die „eigene Nutzung“, wenn es sich um Öffentlichkeitsarbeit handelt (z.B. Jahresberichte) auch die Zustimmungserklärung notwendig? Darf für derartige Zwecke eine anonyme Nutzung der Daten (ohne Zustimmungserklärung) erfolgen?

ANTWORT
Daten für eigene Zwecke des Trägers können vom AMS an diesen übermittelt werden, wenn 

a) dieser hierfür eine gesetzliche Grundlage vorweisen kann und die Betroffenen darüber informiert, oder 

b) eine Zustimmungserklärung des_der Betroffene_n vorgelegt werden kann, oder

c) es sich ausschließlich um indirekt personenbezogene
 Daten handelt.

12. Löschungsverpflichtung
12.1. Nach wie vielen Monaten sind die Daten bei den Dienstleistern zu löschen?  

FRAGE

Es treten nunmehr häufiger Löschungsanträgen der bei unseren Dienstleistern gespeicherten, personenbezogenen Daten von unseren Kund_innen auf. 

In den Datenschutzverträgen ist zumeist (oder vielleicht auch immer) eine zweijährige Aufbewahrungsfrist der Kund_innen-Daten beim Dienstleister festgehalten.

Ich habe zwar eine Idee, aus welchen Gründen grundsätzlich noch eine über die Betreuung hinausgehende Speicherung erforderlich ist (Nachvollziehbarkeit des Betreuungsvorganges und -ergebnisses, Gründe hinsichtlich der Abrechnung der Kurskosten etc.), würde aber gerne in Erfahrung bringen, was tatsächlich dahinter steht, um diese zwei Jahre einer Datenspeicherung über die Betreuung hinaus gegenüber den Kund_innen allenfalls rechtfertigen/erklären zu können

ANTWORT
§ 6 Abs. 1 Z 5 DSG 2000 bestimmt, dass Daten nur solange in personenbezogener Form aufbewahrt werden, als dies für die Erreichung der Zwecke, für die sie ermittelt wurden erforderlich ist. In Umsetzung der Bestimmungen des DSG gegenüber den Dienstleistern des AMS legt die Richtlinie "Allgemeine Grundsätze zur Abwicklung von Förderungs- und Werkverträgen" unter Punkt 6.12 "Datenschutz" fest, dass die Dienstleister zu verpflichten sind, die vom AMS überlassenen sowie von ihnen aus eigenem ermittelten personenbezogenen Daten nach Beendigung des Vertrages entweder dem AMS zu übergeben und sodann unverzüglich im eigenen Bereich zu löschen oder - wenn zwingende sachliche Gründe dafür sprechen - die Daten im Auftrag des AMS vorläufig weiter aufzubewahren und nach einer vom AMS festzusetzenden Frist unverzüglich zu vernichten bzw. an das AMS zu übergeben und danach zu vernichten; diese Datenvernichtung muss aber spätestens nach Ablauf von 2 Jahren nach Vertragsende oder nach Beendigung der Teilnahme der Betroffenen am jeweiligen Projekt erfolgen. Es obliegt somit der LGS den jeweils erforderlichen Zeitraum der weiteren Datenaufbewahrung festzulegen und diesen Zeitraum auch sachlich zu begründen. Finden sich keine sachlichen Gründe gibt es von Seiten der BGS keine Vorgabe, diese Daten dennoch länger vom Dienstleister aufbewahren zu lassen. Diese sind im Sinne des DSG zu löschen, sobald der Zweck erreicht ist, für die sie ermittelt wurden. 

Nun ist der Zweck der Datenanwendung idR die Umsetzung  des § 29 AMSG iVm § 32 Abs. 1 und 2. Die Daten könnten somit beispielsweise bis zum Zeitpunkt der erfolgreichen Vermittlung aufbewahrt werden. Oder ev. solange bis die Beschäftigungssicherung  erreicht ist. Und bis zu diesem Zeitpunkt soll das AMS die Möglichkeit haben, die Daten zu diesem Zwecke (wieder) zu verwenden. 

Zusammenfassend gesagt: Es gibt derzeit keine über das DSG 2004 hinausgehenden BGS- Vorgaben/Leitlinien, wann die Daten innerhalb dieser 24 Monate beim Dienstleister zu löschen sind. Eine bundesweit einheitlichere Sicht, wann der Zweck der jeweiligen Datenverwendung erreicht ist, wäre meiner Meinung jedoch anstrebenswert.  Derzeit liegt die Entscheidung aber bei den LGSen. Eine kürzere Frist ist durchaus möglich.
12.2. Welche Daten sind wann zu löschen
FRAGE

Welche Daten sind nach 2 Jahren zu löschen, welche können länger gespeichert bleiben? (Problem ÜBA, Ergebnisse Zwischenprüfungen wegen Anrechnung bei späterem Wiedereinstieg, Ausstellung von Duplikaten (Kursbesuchsbestätigungen, etc.)

ANTWORT
Grundsätzlich ist zwischen Daten zu unterscheiden, die der Dienstleister

1. in Erfüllung der in den Werk- und Förderungsverträgen genannten Hauptleistungen verwendet, und


2. für die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung bzw. Abnahme und Abrechnung bzw. der Kontrolle der Leistungserbringung aufbewahren muss.

In beiden Fällen ist noch zu unterschieden, ob der Dienstleister oder das AMS datenschutzrechtlicher Auftraggeber ist. 

a) Dienstleister ist datenschutzrechtlicher Auftraggeber

Liegt eine gesetzliche Verpflichtung des Dienstleisters (z.B. aus dem Einkommenssteuergesetz zur Führung eines Lohnkontos oder aus dem Arbeitszeitgesetz zur Führung von Arbeitszeitaufzeichnungen) vor, liegt die datenschutzrechtliche Auftraggebereigenschaft beim Dienstleister. Sofern diese Daten für die Abrechnung/Kontrolle erforderlich sind, stellt die Weitergabe an das AMS datenschutzrechtlich eine Datenübermittlung dar.

Ist der Träger alleiniger datenschutzrechtlicher Auftraggeber ist er für die Einhaltung des DSG verantwortlich. Die Datenanwendung läuft unter der DVR-Nr. des Trägers. Die Auskunft-, Löschungs- und Berichtigungspflichten liegen ebenfalls beim Träger. 

Von der AMS-Löschungsverpflichtung sind somit Daten ausgenommen, wenn sich für den Träger längere Aufbewahrungsdauern aus besonderen gesetzlichen Vorschriften ergeben. 


Das AMS kann jedoch den Träger zu längeren Aufbewahrungsfristen verpflichten, wenn die gesetzliche Aufgabenerfüllung des AMS dies erfordert.

b) AMS ist datenschutzrechtlicher Auftraggeber

Sind Daten ausschließlich aufgrund einer vertraglichen Haupt- oder Nebenleistungspflicht gegenüber dem AMS zu verwenden, wie z.B. die Erstellung eines individuellen Teilnahmeberichts aber auch eines projektbezogenen Tätigkeitsberichts, so liegt die datenschutzrechtliche Auftraggebereigenschaft beim AMS. 
Ad 1) In Bezug auf personenbezogenen Daten, die in unmittelbaren Zusammenhang mit der Erbringung der Hauptleistung
 stehen, hat die LGS zu entscheiden, wann der Dienstleister die Daten zu vernichten hat. Dies hat jedoch spätestens 24 Monate nach Vertragsende (oder nach Ende der Maßnahmenteilnahme der Teilnehmerin_des Teilnehmers) zu erfolgen. Davon ausgenommen sind jene Daten, bei denen der Dienstleister selbst datenschutzrechtlicher Auftraggeber ist und aus gesetzlichen Gründen eine längere Aufbewahrungsfrist einzuhalten hat (ev. Lohnkonto bei SÖBs).
Ad 2) Für Unterlagen, die die Dienstleister für die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung bzw. Abnahme und Abrechnung bzw. der Kontrolle der Leistungserbringung als vertragliche Nebenleistung vorlegen müssen, besteht – unabhängig wer nun die datenschutzrechtliche Auftraggebereigenschaft innehat – eine längere Aufbewahrungsfrist (Werkvertrag 7 Jahre
 , Förderungsvertrag 10 Jahre
 bzw. ESF spezifische Aufbewahrungsfristen).

Es ist vom AMS festzulegen, welche Unterlagen für die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung erforderlich sind. 

Die ARR beispielsweise regelt dazu unter § 21 Abs. 2 Z 4, dass der „Förderungswerber Einsicht in seine Bücher und Belege sowie in sonstige der Überprüfung der Durchführung der Leistung dienende Unterlagen – alle jeweils grundsätzlich im Original – bei sich selbst oder bei Dritten und die Besichtigung an Ort und Stelle gestattet. Diese Unterlagen sind gemäß Z 5 für 10 Jahre aufzubewahren.“

Datenschutzrechtlich unterliegt diese Anforderung dem Gebot, dass das gelindeste notwendige Ausmaß festzulegen ist. So ist das Schwärzen durch den Förderungsnehmer von nicht abrechnungsrelevanten Teilen zulässig. Sollte das Schwärzen am Original nicht möglich sein, ist aus datenschutzrechtlicher Perspektive auch eine geschwärzte Kopie vertretbar. 

Sofern zweckmäßig, kann in der Leistungsbeschreibung von Förderungs- oder Werkverträgen auch die Ausstellung von Duplikaten von Teilnahmebestätigungen an den/die Teilnehmer_in nach Abschluss der Maßnahme definiert werden. Es ist zu vereinbaren, dass die Vernichtung dieser Kopien am Ende der längeren Aufbewahrungsfristen zu erfolgen hat (7, 10 Jahre, ESF-spezifische Fristen). 

12.3. Welche Aufbewahrungsfristen für sensible Daten gelten für das AMS?

ANTWORT
Die gesetzlichen Vorgaben des DSG 2000 gelten auch für das AMS.

12.4. Aufbewahrung für Lebensläufe der Kund/innen

FRAGE

Für unsere Beratungskund/innen mit oft sehr kurzen und unterschiedlichen Dienstverhältnissen bedarf es einer intensiven Auseinandersetzung um ihre Erwerbsbiographie im Lebenslauf abzubilden. Nach zwei Jahren hat sich an diesen Daten nichts geändert, es kommen noch zusätzliche Daten dazu. Aus unserer Sicht, macht es wenig Sinn diese zum Teil „mühevolle“ Arbeit nach 2 Jahren zu wiederholen, oder wie es zum Teil Praxis ist, diese Lebensläufe sich vom AMS „zurückzuholen“. In den meisten Fällen haben die Beratungskund_innen diese Unterlagen nicht mehr.

Da es sich um Daten handelt, die Personen über sich formulieren und für zukünftige Arbeitgeber vorgesehen sind, möchten wir anregen die Frist in diesem Bereich mit Zustimmung der Beratungskund_innen zu strecken. 

Eine Weitergabe eines LL erfolgt selbstverständlich nur mit Zustimmung der Betroffenen und spezifisch, an welchen Adressatenkreis welche Daten weitergegeben werden dürfen.

ANTWORT

Eine längere Aufbewahrung der Lebensläufe bei den Trägern wird derzeit mit dem Datenschutzgesetz (insb. § 6 DSG 2000) als nicht vereinbar gesehen und AMS-seitig nicht gewünscht.

12.5. Löschungs- versus Aufbewahrungspflicht

FRAGE

Sind nach 7 Jahren bzw. Ablauf der ESF Periode alle Daten zu löschen (Nein, keine Vorgabe, oder?)

ANTWORT:

In der Regel ist für die abrechnungsrelevanten Daten sowie der Daten zur Kontrolle der Leistungserbringung der Träger selbst datenschutzrechtlicher Auftraggeber und nicht das AMS. Es handelt sich um seine Daten, die er zur Erbringung seiner Geschäftstätigkeit
 verwendet, z.B. Personalverrechnung, Rechnungslegung, Erfüllung seiner steuer-, sozial- und arbeitsrechtlichen Verpflichtungen. Ein Teil dieser Verwendung ist die Vorlagepflicht (datenschutzrechtlich: Übermittlung) gegenüber dem Förderungsgeber/Auftraggeber AMS. 

Der Träger hat somit für diesen Teil eigenständig auf die Einhaltung der ihm gesetzlich überbundenen datenschutzrechtlichen Verpflichtungen Sorge zu tragen. 

Aus diesem Grund besteht für diese Daten nur eine Aufbewahrungs- aber keine Löschungsverpflichtung von Seiten des AMS.

Fällt für den Träger der Zweck der Datenanwendung weg, z.B. weil die Kontrollmöglichkeit der Leistungserbringung durch das AMS verfristet ist und beispielsweise keine anderen gesetzlichen Aufbewahrungsfristen (z.B. aus dem Ärztegesetz) vorliegen, gibt es eine datenschutzrechtliche Löschungsverpflichtung. Diese muss er in seiner datenschutzrechtlichen Auftraggeberrolle berücksichtigen. Es gibt hierzu aber keine Rechenschaftsverpflichtung gegenüber dem AMS.

12.6. Löschung von Daten aus „Altverträgen“
FRAGE

Müssten auch die jetzt schon vorhandenen Daten (die älter als 2 Jahre sind) gelöscht werden?

ANTWORT
Von Seiten des AMS wäre zu überprüfen, welche vertraglichen Vereinbarungen getroffen werden. IdR finden sich datenschutzrechtliche Bestimmungen in den Förderungs- und Werkverträgen. Diese wären heranzuziehen, sofern sie nicht im Widerspruch zum DSG stünden. Finden sich keine oder unklare Bestimmungen in den Verträgen, ist gemäß § 11 Abs. 1 Z 5 DSG iVm § 6 Abs. 1 Z 5 DSG zu handeln.  Abgesehen von Ausnahmen sind die Daten bei den Dienstleistern zu löschen.

§ 6 Abs. 1 Z 5 DSG: Daten dürfen nur solange in personenbezogener Form aufbewahrt werden, als dies für die Erreichung der Zwecke, für die sie ermittelt wurden, erforderlich ist; eine längere Aufbewahrungsdauer kann sich aus besonderen gesetzlichen, insbesondere archivrechtlichen Vorschriften ergeben.“

§ 11 Abs. 1 Z 5 DSG: Unabhängig von allfälligen vertraglichen Vereinbarungen haben Dienstleister bei der Verwendung von Daten für den Auftraggeber jedenfalls folgende Pflichten:

· nach Beendigung der Dienstleistung alle Verarbeitungsergebnisse und Unterlagen, die Daten enthalten, dem Auftraggeber zu übergeben oder in dessen Auftrag für ihn weiter aufzubewahren oder zu vernichten
12.7. Frühzeitige Löschung von Daten durch Dienstleister

FRAGE

Was passiert, wenn zuvor die Daten vom Sozialen Unternehmen gelöscht wurden?

ANTWORT
Der Träger ist vertraglich verpflichtet, die Daten gemäß den Vorgaben der Datenschutzvereinbarung unter Berücksichtigung der Sicherheitsmaßnahmen gemäß § 14 DSG 2000 aufzubewahren.

Ein vorzeitiges Löschen kann neben zivilrechtliche Ansprüche auch zu strafrechtliche Konsequenzen (§ 229 StGB Urkundenunterdrückung, § 126a StGB Datenbeschädigung) führen.

12.8. Technische Durchführung der Löschung

FRAGE

Die Teilnehmer_innendaten werden beim Weiterbildungsinstitut XY in einer zentralen Datenbank gespeichert, egal ob es sich um einen XY-Kurs, AMS-Kurs oder einen Firmenkurs handelt. Die Daten werden der Person zugeordnet, egal ob sie vom AMS oder vom TN selbst kommen. Ein "Rauslöschen" einzelner Datenteile ist derzeit nicht möglich.

Ein TN existiert logischerweise auch nur einmal in dieser Datenbank und hat während seiner "Aus- und Weiterbildungskarriere" meist mehrmals Kontakt mit dem Weiterbildungsinstitut XY.

Ein Bsp.:

Als Jugendlicher kommt es zum Erstkontakt mit dem Weiterbildungsinstitut XY durch den Begabungskompass - Das Weiterbildungsinstitut XY erhebt die Daten. Der nächste Kontakt entsteht im Rahmen der ÜBA oder von Jobs4You(th) - hier werden AMS-Daten und XY-Daten erhoben.

Später besucht diese_r TN_in eine XY-Schweissausbildung oder eine XY-Sommelierausbildung - Das Weiterbildungsinstitut XY erhebt die Daten. Dazwischen ist dieselbe Person wieder AL und besucht eine AMS-Maßnahme - hier werden wieder AMS- und XY-Daten verwendet und erhoben.

Wem "gehören" jetzt welche Daten?

Wie sollen wir einzelne Daten "rauslöschen"?

ANTWORT

Eine Vermischung zwischen AMS-Daten und Daten des Weiterbildungsinstitut XY ist zu vermeiden. Paragraph X. der DSV legt fest, dass der Dienstleister "jene technischen und organisatorischen Voraussetzungen schaffen, die es dem Auftraggeber (AMS) ermöglichen, die Bestimmungen der §§ 26 Auskunftsrecht und § 27 Recht auf Richtigstellung oder Löschung DSG 2000 gegenüber den Betroffenen jederzeit innerhalb der gesetzlichen Frist .... zu erfüllen.... " Die Art und Weise der  technischen Umsetzung dieser Anforderung steht dem Dienstleister frei.

Ergänzend sei erwähnt, dass die Verwendung von Daten von AMS-Kund_innen durch das Weiterbildungsinstitut XY nur zulässig ist, wenn das Weiterbildungsinstitut eine Zustimmungserklärung des Betroffenen gemäß den inhaltlichen Vorgaben der im Anhang zur DSV befindlichen Zustimmungserklärung einholt. 

12.9. Dokumentation der Löschung
FRAGE

Wie muss die Löschung dokumentiert werden, reicht eine kurze Info (E-Mail)?

ANTWORT:
Gemäß § 11 Abs. 1 Z 6 DSG 2000 hat der Dienstleister dem Auftraggeber jene Informationen zur Verfügung zu stellen, die zur Kontrolle der Einhaltung der unter § 11 Abs. 1 Z 1 bis 5 genannten Verpflichtungen notwendig sind.

Gemäß § 11 Abs. 1 Z 5 DSG 2000 hat der Dienstleister nach Beendigung der Dienstleistung alle Verarbeitungsergebnisse und Unterlagen, die Daten enthalten, dem Auftraggeber zu übergeben oder in dessen Auftrag für ihn weiter aufzubewahren oder zu vernichten.

Gemäß DSV hat der Dienstleister die Daten, die zum Zwecke der Erbringung der Hauptleistung verwendet wurden, max. 24 Monate für das AMS aufzubewahren und danach zu vernichten. Zur Erfüllung des § 11 Abs. 1 Z 6 DSG 2000 hat der Dienstleister das AMS über die Vernichtung der Daten zu informieren. 

Die Form der Information über die erfolgte Löschung ist in der DSV nicht geregelt. Es reicht eine Übermittlung per E-Mail, in dem der Dienstleister erklärt, dass er die für das Projekt XX, Projekt Nr. XX vom AMS überlassenen sowie die von ihm aus eigenem ermittelten Daten mit XX.XX.XXXX vernichtet hat. 

Es wird empfohlen, die Information im BAS TF für allfällige spätere Beweiszwecke abzuspeichern. 

12.10. Überprüfung der Löschungsmeldung durch AMS

FRAGE
Ist LGS seitig eine Prüfung, ob nach Ende der Frist eine Löschungsmeldung eingelangt ist, vorzunehmen? Ein Problem ist auch, dass die betroffenen Akte dann bereits abgelegt, archiviert bzw. im BAS TF abgeschlossen sind.

ANTWORT
Die Überprüfung der Löschung betrifft nur die „Zweijahres“-Frist. Eine vorstellbare EDV-Lösung wäre, dass im Zuge der geplanten automatischen „Löschung“ der projektabwicklungsbezogenen Geschäftsfälle im eAMS-Konto nach der vertraglich vereinbarten Frist (max. 2 Jahre) ein Erinnerungs-E-Mail sowohl an den Dienstleister als auch an die vertragsverantwortliche Person im AMS zur Vernichtung der Daten ergeht. Über die im eAMS verbleibenden vertragsbezogenen Geschäftsfalle könnte die Bestätigungsmeldung des Dienstleisters erfolgen. 
Zwischenzeitlich ist eine organisatorische Lösung anzuwenden.
13. Datenschutzrechtliche Sonderregelungen
13.1. BBE

FRAGE:

Ist das BBE Journale 10 Jahre oder max. 2 Jahre aufzubewahren?

ANTWORT

Im Falle der BBE Journale geht das Datenschutzgesetz den Aufbewahrungsbestimmungen zur Überprüfung der Durchführung der Leistung vor. Gemäß § 7 Abs. 3 DSG 2000 setzt die Zulässigkeit einer Datenverwendung voraus, dass die dadurch verursachten Eingriffe in das Grundrecht auf Datenschutz nur im erforderlichen Ausmaß und mit dem gelindesten zur Verfügung stehenden Mitteln erfolgten und dass die Grundsätze des § 6 DSG eingehalten werden.

Die Journale sind zur Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung vorzulegen und nach Ablauf der in der Datenschutzvereinbarung festgelegten Zeitspanne (max. 24 Monate) zu vernichten. Obwohl es sich um abrechnungsrelevante Daten handelt, wird eine 10jährige Aufbewahrung datenschutzrechtlich als nicht gerechtfertigt gesehen.
13.2. QBB/FBB

FRAGE:

Sind bei bestehenden QBB/FBB Verträgen der Datenschutz mit den Dienstleistern neu zu regeln?

ANTWORT:

Nach derzeitigem Stand der Dinge werden (zumindest bis auf weiteres) keine neuen QBB bzw. FBB-Verträge geschlossen. In den bisherigen (Muster-)Verträgen sind datenschutzrechtliche Bestimmungen enthalten. Diese lauten folgendermaßen:

Werkvertrag

§ 17 (Datenschutz)

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei Verwendung, Verarbeitung, Übermittlung oder sonstiger Nutzung von Daten, die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes 2000, BGBl I 1999/165 (DSG 2000) in seiner jeweils geltenden Fassung einzuhalten. 

Der Auftragnehmer ermächtigt, das Arbeitsmarktservice weiters:

a)
Daten und Auskünfte über den Auftragnehmer bei Dritten einzuholen bzw. einholen zu lassen.

b)
erforderlichenfalls Daten und Auskünfte über den Auftragnehmer an die EU-Kommission 
weiterzuleiten.

ANLAGE A des Werkvertrages: Allgemeine Vertragsbedingungen für Dienstleistungen – Arbeitsmarktservice (AMS)

1.
Geheimhaltung, Datenschutz

Der_die Auftragnehmer_in verpflichtet sich zur Geheimhaltung aller in Ausführung eines Auftrages erlangten Kenntnisse, sofern ihn_sie der Auftraggeber nicht in einem bestimmten Fall schriftlich von dieser Verpflichtung entbindet. Ohne ausdrückliche schriftliche Genehmigung durch den Auftraggeber in jedem Einzelfall ist dem/der Auftragnehmer_in demnach auch eine Veröffentlichung von Ergebnissen, die im Rahmen eines diesen Allgemeinen Vertragsbedingungen unterstehenden Vertragsverhältnisses entstanden sind, nicht gestattet. Überdies verpflichtet sich der_die Auftragnehmer_in bei sonstiger verschuldensunabhängiger Schadenersatzpflicht für den Fall, als er_sie sich zur Erbringung seiner Leistungen anderer Personen bedient, diese Verschwiegenheitspflicht auch allen anderen von ihm/ihr zur Erbringung der Leistung herangezogenen Personen schriftlich zu überbinden.

Der/die Auftragnehmer_in hat sämtliche gesetzliche Verschwiegenheitspflichten einzuhalten

Der/die Auftragnehmer_in ist verpflichtet, die relevanten Bestimmungen des Datenschutzgesetzes 2000 (DSG 2000) sowie die jeweils aktualisierte Fassung zu kennen und einzuhalten.

Insbesondere verpflichtet sich der/die Auftragnehmer_in im Sinne des §11 (1) DSG 2000,

1.
die Daten ausschließlich im Rahmen der Aufträge des Arbeitsmarktservice (Auftraggeber) zu 
verwenden. Die Übermittlung der verwendeten Daten darf nur mit schriftlicher Genehmigung 
des Arbeitsmarktservice erfolgen;

2.
alle gemäß § 14 DSG 2000  erforderlichen Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Datensicherheit zu treffen;

3.
alle mit der Datenverarbeitung beauftragten Personen vor Aufnahme der Tätigkeit zur 
Wahrung des Datengeheimnisses zu verpflichten und sie insbesondere auf die 
Verschwiegenheitspflicht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit und nach Ausscheiden aus 
dem Arbeitsverhältnis aufmerksam zu machen;

4.
weitere Dienstleister (SubAuftragnehmer_innen) nur mit schriftlicher Zustimmung des 
Arbeitsmarktservice heranzuziehen (wenn nicht bereits im Rahmen des Werkvertrages 
bewilligt) und bei Beauftragung, von diesen bezüglich der Überlassung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten eine entsprechende Verpflichtungserklärung zu verlangen;

5.
für die technischen und organisatorischen Voraussetzungen zu sorgen, dass das 
Arbeitsmarktservice die Bestimmungen zur Auskunfts-, Richtigstellungs- und 
Löschungspflicht jederzeit erfüllen kann;

6.
alle ermittelten oder verarbeiteten Daten, Ergebnisse und Unterlagen, die Daten enthalten, 
jederzeit auf Verlangen dem Arbeitsmarktservice zu übergeben bzw. in dessen Auftrag für das 
Arbeitsmarktservice weiter vor unbefugter Einsicht gesichert aufzubewahren oder 
auftragsgemäß zu vernichten;

7.
nach Beendigung des Auftrages alle Verarbeitungsergebnisse und Unterlagen, die 
personenbezogene Daten enthalten, dem Arbeitsmarktservice zu übergeben bzw. vollständig 
zu löschen;

8.
dem Arbeitsmarktservice auf Verlangen alle Informationen zur Verfügung zu stellen, die zur 
Kontrolle der in den Punkten 1 - 7 genannten Verpflichtungen notwendig sind.

Es gilt somit vollinhaltlich das DSG mit der Präzisierung, dass der Dienstleister personenbezogene Daten nach Beendigung des Auftrages dem AMS zu übergeben bzw. vollständig zu löschen hat. 

Eine Überbindung der Datenschutzvereinbarung der Vorstandsrichtlinie ALL bei den laufenden Verträgen scheint daher nicht erforderlich. 

Gemäß einer Entscheidung der Datenschutzkommission vom 20.6.2008 möge jedoch das AMS im Dienstleistervertrag noch zusätzlich festlegen, welche Daten (Datenarten) zur Erfüllung des Auftrages in welcher Weise vom Dienstleister zu verwenden sind.

Dieser Punkt ist im bestehenden Werkvertrag nicht geregelt. Im Sinne der Rechtsklarheit wäre wünschenswert, dass eine solche Auflistung in den bestehenden Verträgen noch vorgenommen wird. Falls von Seiten des AMS eine Festlegung nicht möglich ist, wäre in Abstimmung mit den Dienstleistern zu klären, welche Datenarten für die Umsetzung eine wesentliche Voraussetzung sind.

Die für die Beratung der Betriebe erforderlichen Datenarten sind nicht vollständig vom § 25 Abs. 1 AMSG umfasst. Dennoch wäre die Verwendung von Daten die über den § 25 Abs. 1 AMSG hinausgehen gemäß § 7 iVm § 8 Abs. 3 Z 1 und § 9 Z 3 rechtskonform, wenn diese Daten zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des AMS (§ 29 iVm § 32 AMSG) eine wesentliche Voraussetzung bilden. Eine datenschutzrechtliche Zustimmungserklärung durch die beratenen Betriebe ist nicht erforderlich.

Es sind jedoch die beratenen Betriebe darauf hinzuweisen, dass von dem Betrieb gegenüber den an der Beratung/der Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmenden Mitarbeiter_innen das Datenschutzgesetz insbesondere iVm mit dem Arbeitsrecht und dem Arbeitsverfassungsrecht einzuhalten ist. 

Abschließend sei noch erwähnt, dass die Dienstleister die Erfüllung der vertraglich vereinbarten Löschungsverpflichtung (siehe oben) beachten. Es ist von den Dienstleistern nach Löschung ist eine schriftliche Löschungsbestätigung dem AMS zu übermitteln. 

13.3. UGP
FRAGE

Problem: Die Aufzählung der Daten, die erhoben werden dürfen, ist im Rahmen des UGP, vor allem bzgl. Betriebsdaten, unzureichend, hier sind zusätzlich folgende Informationen erforderlich: 

Fragen zu Investitionen und Finanzierung (Einnahmen-Ausgaben Planung), Gründungskonzept; Betriebsanlagengenehmigung, bei Betriebsübernahmen: Bilanzen der letzten Jahre,  also irgendwie ein Pkt. der so ähnlich wie folgt lauten sollte: „Umstände bzw. Informationen, die im Zusammenhang mit der geplanten zukünftigen Tätigkeit stehen“

ANTWORT

Die Beratung von Arbeitslosen im Rahmen des UGP ist eine Dienstleistung des AMS, deren Zweck im übertragenen Sinn eine „Vermittlung“ eines Arbeitssuchenden auf eine offene Stelle darstellt. 

Gemäß § 32 Abs. 2 AMSG sind solche Dienstleistungen zur Vorbereitung, Ermöglichung oder Erleichterung einer Vermittlung insb. 

Z 4 Unterstützung der Qualifizierung von Arbeitskräften und

Z 7 Unterstützung von Unternehmen und Arbeitskräften bei der Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen.

Zur Erfüllung dieser gesetzlichen Aufgabe ist die Verwendung von Datenarten erforderlich, die nicht von der gesetzlichen Ermächtigung des § 25 AMSG umfasst sind. Das sind beispielsweise Fragen zu Investitionen und Finanzierung (Einnahmen-Ausgaben Planung), Gründungskonzept, Betriebsanlagen-genehmigung etc.

Der § 25 AMSG ist in solchen Fällen datenschutzrechtlich nicht als absolute Grenze der erlaubten Datenarten zu sehen. Sofern durch eine gesetzliche Zuständigkeit des AMS der Zweck und Inhalt einer Datenanwendung gedeckt sind und die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen nicht verletzt werden, dürfen auch darüber hinaus Daten verarbeitet werden (§ 7 Abs. 1 DSG 2000).

Bei der Verarbeitung von nicht sensiblen Daten sind gemäß § 8 Abs. 1 Z 4 DSG 2000 die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen nicht verletzt, wenn überwiegende berechtigte Interessen des Auftraggebers die Verwendung erfordern. 

Überwiegende berechtigte Interessen des Auftraggebers liegen gemäß § 8 Abs. 3 Z 1 DSG dann vor, wenn die Verwendung der Daten für einen Auftraggeber des öffentlichen Bereichs eine wesentliche Voraussetzung für die Wahrnehmung einer ihm gesetzlich übertragenen Aufgabe ist. 

Da die Beratung im Rahmen des UGP als eine gesetzlich übertragene Aufgabe an das AMS gesehen werden kann, ist eine Verarbeitung dazu erforderlicher personenbezogener Daten durch das AMS zulässig. Dabei ist jedoch zu beachten, dass die dadurch verursachten Eingriffe in das Grundrecht auf Datenschutz nur im erforderlichen Ausmaß und mit den gelindesten zur Verfügung stehenden Mitteln erfolgen und dass die Grundsätze des § 6 DSG 2000 eingehalten werden.

Gemäß § 32 Abs. 3 AMSG wird diese Beratungsleistung nicht vom AMS selbst erbracht, sondern aufgrund vertraglicher Vereinbarungen auf geeignete Einrichtungen übertragen. Diese Einrichtungen werden damit zu datenschutzrechtlichen Dienstleistern des AMS. Es ist eine entsprechende Datenschutzvereinbarung (DSV) mit ihnen zu schließen.

In dieser Datenschutzvereinbarung sind die zur Verarbeitung zulässigen Datenarten aufzulisten. Diese Auflistung hat daher die im § 25 Abs. 1 AMS umfassten relevanten Datenarten und ergänzend sinngemäß folgende Datenart zu enthalten: 

-
„Umstände bzw. Informationen, die im Zusammenhang mit der geplanten zukünftigen selbstständigen Tätigkeit stehen und wesentlich für die Beratung sind .“

zu enthalten.

13.4. Arbeitsstiftungen

FRAGE

Ist mit Arbeitsstiftungen eine DSV abzuschließen?

ANTWORT

Gemäß § 18 Abs. 6 lit a AlVG ist eine Arbeitsstiftung eine von einem oder mehreren Unternehmen für arbeitslos gewordene Arbeitsnehmer bereitgestellte Einrichtung, die für die Planung und Durchführung von Maßnahmen der in lit b genannten Art nach einem einheitlichen Konzept verantwortlich ist ….
Daraus kann argumentiert werden, dass auch nur die Arbeitsstiftungseinrichtung Entscheidungen darüber trifft, Daten zu verwenden. Die datenschutzrechtliche Auftraggebereigenschaft im Falle von Stiftungseinrichtungen liegt beim Träger der Einrichtung.  

§ 19 Abs. 9 AlVG legt fest, dass die Maßnahme mit Bescheid anzuerkennen ist und dass die Anerkennung der Maßnahme mit Auflagen verbunden werden kann, die der Sicherstellung der Einhaltung der gesetzlichen Voraussetzungen dienen.

Daraus ist abzuleiten, dass dem AMS Daten zur Verfügung gestellt werden. Datenschutzrechtlich handelt es sich um eine Übermittlung von Daten. Diese Datenübermittlung an das AMS ist gemäß § 7 Abs. 2 iVm § 8 bzw. 9 DSG 2000 rechtlich auch ohne Zustimmungserklärung der Betroffenen zulässig.

Mit der bescheidmäßigen Anerkennung einer Arbeitsstiftung ist somit keine Datenschutzvereinbarung mit den Trägern der Stiftungseinrichtungen abzuschließen. Im Bescheid ist aufzunehmen, dass der Träger der Stiftungseinrichtung der datenschutzrechtliche Auftraggeber ist und somit die Bestimmungen des DSG 2000 einzuhalten hat, insb. die Meldepflicht der Datenanwendung (§ 17) sowie die Wahrung der Rechte der Betroffenen in Bezug auf Auskunft (§ 26), Richtigstellung und Löschung (§ 27) und Widerspruch (§28).
Wird mit dem Träger der Stiftungseinrichtung ein Förderungsvertrag abgeschlossen, handelt es sich nicht um eine Übertragung von Aufgaben des AMS gemäß § 30 Abs. 2 AMSG. Die Datenverwendung erfolgt daher nicht im Auftrag des AMS. Datenschutzrechtlicher Auftraggeber bei der Umsetzung des Förderungsvertrages ist der Träger der Stiftungseinrichtung. Es ist daher keine Datenschutzvereinbarung (DSV) abzuschließen.  Im Förderungsvertrag ist aufzunehmen, dass der Träger der Stiftungseinrichtung der datenschutzrechtliche Auftraggeber ist und somit die Bestimmungen des DSG 2000 einzuhalten hat, insb. die Meldepflicht der Datenanwendung (§ 17) sowie die Wahrung der Rechte der Betroffenen in Bezug auf Auskunft (§ 26), Richtigstellung und Löschung (§ 27) und Widerspruch (§28).
13.5. Mitarbeiter_innenbezogener Datenschutz bei betrieblichen Förderungen 
FRAGE

Ist bei der QfB oder EB von den Mitarbeiter_innen eine Zustimmungserklärung einzuholen.

ANTWORT

Im Falle von Förderungen an Betriebe für deren Mitarbeiter_innen ist folgendes zu beachten.

Das AMS erbringt in Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgabe gemäß § 34 AMSG einmalige oder wiederkehrende finanzielle Leistungen an und für Personen, u.a. zum Zweck der (Wieder-) Eingliederung in den Arbeitsmarkt oder der beruflichen Aus- oder Weiterbildung. 

Im Falle der QfB oder EB erfolgt die Förderung an den Betrieb für die Person. Vertragspartner des AMS ist der Betrieb und nicht der/die Mitarbeiter_in. Der Betrieb hat als Nachweis bei der Begehrensstellung sowie bei der Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung der Förderung Belege mit personenbezogenen Daten der Mitarbeiter_innen dem AMS vorzulegen.

Es handelt sich um eine Übermittlung von Daten vom Betrieb an das AMS. Datenschutzrechtlicher Auftraggeber der Daten ist der Betrieb, der die Daten für seine (ihm zumindest teilweise gesetzlich vorgegebenen) Zwecke ermittelt hat.

Gemäß § 7 Abs. 2 DSG dürfen Daten nur übermittelt werden, wenn

1. sie aus eine zulässigen Datenanwendung stammen und

2. der Empfänger der Daten dem Übermittelnden seine ausreichende gesetzliche Zuständigkeit oder rechtliche Befugnis in Hinblick auf den Übermittlungszweck glaubhaft gemacht hat

3. durch Zweck und Inhalt die Übermittlung die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteresses des Betroffenen nicht verletzt werden.

Ad Z 1:
Im Falle der EB ist das Lohnkonto an das AMS zu übermitteln. Dieses hat der Betrieb aufgrund gesetzlicher Vorgaben zu führen. Es stammt daher aus einer zulässigen Datenanwendung.
Im Falle der QfB sind die Erhebung der Stammdaten und die Erstellung des Bildungsplans durch den Betrieb aus arbeitsrechtlichen Bestimmungen ableitbar. 

Ad Z 2:

Übermittlungszweck der Nachweise ist die Prüfung der Förderwürdigkeit sowie der widmungsgemäßen Verwendung. Das AMS hat hierzu die gesetzliche Zuständigkeit, da gesetzliche Aufgabe die Förderung von Beschäftigung und Qualifizierung darstellt. Gemäß Bundeshaushaltsrecht obliegen dem AMS hierzu Prüfpflichten.

Ad Z 3:

Die Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen werden nicht verletzt, da gemäß § 8 Abs. 3 Z 1 DSG die Verwendung der Daten für einen Auftraggeber des öffentlichen Bereichs eine wesentliche Voraussetzung für die Wahrnehmung einer ihm gesetzlich übertragenen Aufgabe ist.
Die geforderten Nachweise des AMS haben sich jedoch auf das für die Erfüllung des gesetzlichen Auftrages erforderliche Ausmaß zu beschränken. So z.B. wäre die auf einem Lohnkonto befindliche Information über eine Gewerkschaftszugehörigkeit des Betroffenen nicht erforderlich und wäre vom geförderten Betrieb unkenntlich zu machen. 

Bei Vorliegen der oben beschriebenen Voraussetzungen ist weder vom AMS noch vom geförderten Arbeitgeber eine Zustimmungserklärung des Betroffenen einzuholen.
� Das AMS und damit der DL ist ausnahmslos verpflichtet , vor Übermittlung zu überprüfen, ob der Inhalt des Lebenslaufs nicht etwa Daten beinhaltet, für die ein gesetzliches Verarbeitungs- oder Übermittlungsverbot besteht: Konkret sind das insbesondere Daten die ausschließlich die persönliche oder religiöse Sphäre betreffen, und Daten über die Mitgliedschaft in Parteien oder Vereinen (§ 6 Abs. 1 Satz 2 AMFG) und Gesundheitsdaten (§ 25Abs 8 Satz 2 AMSG). Scheinen solche Daten im Lebenslauf auf, gehört diese vor Übermittlung bereinigt. Eine allfällige Zustimmung der Betroffenen kann nicht das gesetzliche Verarbeitungs- bzw. Übermittlungsverbot aushebeln.


� „nur indirekt personenbezogen“ sind Daten für einen Auftraggeber (Z 4), Dienstleister (Z 5) oder Empfänger einer Übermittlung (Z 12) dann, wenn der Personenbezug der Daten derart ist, dass dieser Auftraggeber, Dienstleister oder Übermittlungsempfänger die Identität des Betroffenen mit rechtlich zulässigen Mitteln nicht bestimmen kann;


� Dazu zählen beispielsweise erstellte Lebensläufe, Anamnesebögen, Beratungsprotokolle, Prüfungsarbeiten etc.


� Bücher und Aufzeichnungen vom Schluss des Kalenderjahres, für das die Eintragungen in die Bücher oder Aufzeichnungen vorgenommen worden sind bzw. vom Schluss des Kalenderjahres auf das sich Belege, Geschäftspapiere und sonstige Unterlagen etc. beziehen.


� nach Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Förderung, mind. jedoch ab der Durchführung der Leistung


� Eine Ausnahme davon bildet beispielsweise die Verwendung dieser Daten zur Ausstellung von Kursbesuchsbestätigungen, die noch vom AMS-Auftrag umfasst sind. 
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